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Umfrage Ende Januar hat der
Bundesrat 31Milliarden Franken
für die SchweizerArmee gespro-
chen. Woher das Geld kommen
soll, dafür präsentierte Vertei-
digungsminister Martin Pfister
einen ambitionierten Plan: Ab
2028 soll die Mehrwertsteuer
für zehn Jahre um 0,8 Prozent-
punkte erhöht werden. Das soll
gleichzeitig auch helfen, dieAHV
zu finanzieren.

Ein solches Geschäft muss
vomStimmvolk abgesegnetwer-
den – und dieses Unterfangen
dürfte gemäss einer Umfrage,
welche das Forschungsinstitut
Sotomo im Auftrag des «Blicks»
durchgeführt hat, schwierigwer-
den: 76 Prozent der insgesamt
rund 15’000 Befragten lehnen
eine Erhöhung der Mehrwert-
steuer zugunsten der Armee ab.

Ausserdem glaubt eineMehr-
heit der Befragten (62 Prozent)
nicht, dass die Armee die Gelder
sinnvoll einsetzen würde. Eine
Skepsis, die auch auf Bundes-
ebene zu sehen ist: Der Bundes-
rat will 400 bis 500 neue Stel-
len im Sicherheitsbereich mit
drei Milliarden Franken finan-
zieren –was etwa SVP-National-
rat Michael Götte für «ein abso-
lutes No-go» hält.

Ablehnung auch gegen
Finanzierung der AHV
Götte steht damit exemplarisch
für eine weitere Erkenntnis:
Die SVP ist nicht mehr die «Ver
teidigungspartei». 52 Prozent
derBefragten, die angegeben ha-
ben, normalerweise SVPzuwäh-
len, lehnenweitereMittel für die
Armee ab. Politgeograf Micha-
el Hermann vom Forschungs
institut Sotomo nennt dies einen
bemerkenswertenWandel.

Etwasweniger hoch, aber im-
mer noch deutlich ist die Ab-
lehnung einer Steuererhöhung,
um die 13. AHV zu finanzieren:
66 Prozent sind eher oder klar
dagegen. Selbst bei der SP, der
Partei von Innenministerin Eli-
sabeth Baume-Schneider, liegt
die Ablehnung bei 59 Prozent.

Für die Urheber der Umfra-
ge ist klar: Steuererhöhungen
habenvor demHintergrund stei-
genderMieten und Krankenkas-
senprämien heutzutage einen
schweren Stand. «Die Bevölke-
rungmacht nichtmehrmit», sagt
Michael Hermann im«Blick».Die
Studie belege das: Je tiefer das
Einkommen, desto ablehnen-
der die Haltung gegenüber einer
Erhöhung der Mehrwertsteuer.

Martin Bürki

Erhöhung der
Mehrwertsteuer
hat schweren Stand

Schweizer Journalist Karl Lüönd,
einer der prägenden Journalis-
ten der Schweiz, ist im Alter von
80 Jahren verstorben, wie sei-
ne Familie gegenüber «persoen-
lich.com»mitteilte. Er hinterlässt
drei Kinder und sieben Gross-
kinder. Bekannt wurde Lüönd
durch seine Arbeit als Mitglied
der Chefredaktion und stell-
vertretender Chefredaktor des
«Blicks», später als Chefredak-
tor der «ZüriWoche», Initiant der
Gratiszeitung «Neues Sonntags-
blatt» und Leiter des Medienin-
stituts des Verbandes Schweizer
Medien sowie durch zahlreiche
Unternehmensbiografien und
Sachbücher. Für sein Lebens-
werk erhielt er 2007 den Zürcher
Journalistenpreis. (red)

Karl Lüönd stirbt
mit 80 Jahren

Oliver Zihlmann

Jugendpräventionsstellen in der
ganzen Schweiz haben vor KI-
Nacktbildern gewarnt: Nach
diversen Skandalen rund umdie
Welt ist nun auch eine Schwei-
zer Schule davon betroffen. Eine
Gruppe von Sekundarschülern
hat mit künstlicher Intelligenz
sexualisierte BildervonMädchen
aus ihrer Schule hergestellt –
ohne deren Einverständnis. Da-
nach haben sie die Bilder über
Snapchat an andere verschickt.

DerVorfall ereignete sich letz-
tes Jahr an einer Sekundarschu-
le in der Deutschschweiz, wie
Dokumente belegen. Der genaue
Ort soll hier nicht genannt wer-
den,umdie betroffenenTeenager
zu schützen. Inzwischen haben
die zuständigen Behörden bei der
kantonalen Jugendanwaltschaft
ein Verfahren eröffnet.

«WennNacktbilder heimlich,
also ohne Einverständnis der
Betroffenen, hergestellt oder an
Dritte verschickt werden, kann
dies strafbar sein», sagt Martin
Wyss, Rechtsanwalt und wis-
senschaftlicher Mitarbeiter an
derUniversität Zürich. «Wenn es
sich umBildervon unter 18-Jäh-
rigen handelt, kann dies unter
das Verbot der Herstellung und
Verbreitung von Kinderporno-
grafie fallen.» Ob ein solches
Nacktbildmit KI hergestelltwor-
den oder echt sei, spiele dabei
keine Rolle.

Dieses Herstellungs- undVer-
breitungsverbot gilt auch für Ju-
gendliche. Ab zehn Jahren ist
man in der Schweiz strafmündig
und muss sich in einem solchen
Fall verantworten. Ausnahmen
gibt es, wenn zwei Jugendliche
Bildervoneinander einvernehm-
lich und unentgeltlich austau-
schen, bei einem Altersunter-
schiedvon höchstens drei Jahren.

«Für Lehrpersonal und
Schülerinnen katastrophal»
Ob der vorliegende Fall recht-
liche Konsequenzen hat, muss
nun die Justiz klären. Für die be-
troffenen Sekundarschülerinnen
ist der Schaden aber angerichtet.
Aus zahlreichen Fällen im Aus-
land ist bekannt, dass die Ver-
breitung von solchen KI-Nackt-
bildern für die Mädchen verhee-
rende psychische Folgen haben
kann.

María Blanco Rayo, die Mut-
ter eines betroffenen Mädchens
in Spanien, erzählte der BBC,
dass einige der Schülerinnen sich
nicht mehr trauten, das Haus zu
verlassen: «Wir wussten nicht,
wie viele Kinder diese Bilder er-
halten haben und ob sie auf por-
nografischen Seiten hochgela-
den wurden.»

Auch Dagmar Rösler, Prä-
sidentin des Dachverbandes
schweizerischer Lehrerinnen
und Lehrer LCH, hat von ers-
ten Erfahrungen an den Schu-
len mit Deepfakes gehört. «Für
die Betroffenen erweckt das oft
ein Gefühl der Machtlosigkeit»,
sagt sie. Dass es nun auch in der
Schweiz Schülerinnen treffe, sei
angesichts der technologischen
Entwicklung zu erwarten. Doch
hinnehmen will sie das auf kei-
nen Fall.

«Diese Entwicklung ist für das
Lehrpersonal und für die Schü-
lerinnen und Schüler katastro-
phal», sagt Rösler. «Solche KI-
Programmewerden zu kommer-
ziellen Zwecken frei angeboten,
und die Bilder der Jugendlichen
werden dann über die Plattfor-
men der sozialen Medien ver-
breitet. Globale Firmen pro-
fitieren davon, aber die Kon-
sequenzen müssen Schulen,
Erziehungsberechtigte und Ju-
gendliche ausbaden.»

Schüler von Sekundarschule
nutzten Gratisanbieter
Die Möglichkeit, aus einem nor-
malen Foto eines bekleideten
Jugendlichen oder Kindes ein
Nacktfoto herzustellen, gibt es
erst seit einigen Jahren – und
nur dank künstlicher Intelligenz.
Seit kurzem bietet das KI-Modell
Grok von ElonMusk diese Funk-
tion sogar für die zahlendenNut-
zer des Kurznachrichtendiens-
tes X an. In den letzten Wochen
kam es deswegen zu einer Pro-
testwelle gegen Grok und mitt-
lerweile zu Ermittlungen gegen
Elon Musks Plattform X.

Im Fall der Schweizer Sekun-
darschule nutzten die Jugend-
lichen eine Gratis-Website. Die
Adresse ist der Redaktion be-
kannt, soll aber nicht genannt
werden, um sie nicht weiter zu
verbreiten. Die Betreiberwerben

auf ihrer Seite offensiv damit,
dass ihre KI jede beliebige Per-
son «in nur ein paar Sekunden»
ausziehen könne. Das Ganze sei
«extrem einfach zu nutzen, kei-
ne technischen Fähigkeiten sind
erforderlich». Hautfarbe, Positi-
on und auch intime körperliche
Merkmale könne man nach Be-
lieben «anpassen».

Das Resultat seien «hyper-
realistische Bilder, von echter
Fotografie nicht zu unterschei-

den».Die Seitewirbt auch damit,
aufWasserzeichen zuverzichten.
Damit sind die Nacktfotos nicht
mehr als Fake zu identifizieren.
Die Seite bietet sogar die Funk-
tion an, Gesichter aus Fotos, die
man selbst hochladen kann, per
KI in pornografische Filme zu
montieren.

Die Beispielbilder auf der Sei-
te machen deutlich, dass vor al-
lem junge undminderjährigwir-
kende, sehr junge Frauen im Vi-
sier stehen. An keiner Stelle ist
die Rede davon, ihr Einverständ-
nis einzuholen. Stattdessen ste-
hen Sloganswie: «Neugierig auf
ihren Körper? Viel Spass beim
gratis Ausziehen!»

Deepfakes ohne Kreditkarte
oder Jugendschutz
Tests zeigen, dass die Seite kei-
nerlei Jugendschutz hat. Man
muss nicht einmal per Klick be-
stätigen, dass man 18 oder älter
ist. Es braucht auch kein E-Mail,
um sich anzumelden, alles ist an-
onym und frei zugänglich. Be-
sonders gravierend ist die Tat-
sache, dass man solche Nackt-
fotos herstellen kann, ohne zu
bezahlen und ohne eine Kredit-
karte oder ein Konto anzugeben.
Damit können Jugendliche und
Kinder die Seite frei nutzen. Die
Seite hat auch keinen Schutz ge-
gen Kinderpornografie. Ein Test
mit einem künstlich hergestell-

ten Bild eines Kindes zeigt, dass
die Seite Fotos sofort akzeptiert
und die Kleider zum Ausziehen
markiert.

GemässDokumenten aus dem
chinesischen Handelsregister
steht ein 44-jähriger Mann aus
Shenzhen hinter der Seite. Auf
Anfragen reagierte er nicht.

Rösler ruft zuMassnahmen
gegen KI-Nacktbilder auf
Angesichts der drohenden Ver-
breitung von KI-Bildern von
Schülerinnen und Schülern sieht
LCH-Präsidentin Dagmar Rös-
ler nun den Gesetzgeber und
die Justiz gefordert. Sie verweist
auf das Positionspapier des
LCH über den verantwortungs-
vollen Umgang mit digitalen
Medien. Dort wird eine konse-
quente Medienausbildung der
Schülerinnen und Schüler ge-
fordert,mehrWeiterbildungsan-
gebote für die Eltern, aber auch
«klare gesetzliche Schutzmass-
nahmen».

«Wir müssen gegen solche
Programmevorgehen», sagt Rös-
ler zu Deepfakes und KI-Nackt-
bildern. «Das kann man im Sin-
ne des Jugendschutzes nicht ein-
fach so hinnehmen.»

Haben Sie Erfahrungen gemacht
mit Deepfakes im Schulkontext?
Wir sind erreichbar unter
recherchedesk@tamedia.ch

Sekschüler verbreiten KI-Nacktbilder
vonMitschülerinnen
Vorfälle an Deutschschweizer Schule Die 12- bis 14-jährigen Knaben haben Deepfakes mittels künstlicher Intelligenz
erstellt und in den sozialen Medien geteilt. Der Fall liegt nun bei der Jugendanwaltschaft.

Buben einer Sekundarschule haben KI-Nacktbilder in Snapchat geteilt. Das kann unter das Kinderpornografieverbot fallen. Symbolfoto: Getty Images

Die Beispielbilder
auf der Seite
machen deutlich,
dass vor allem sehr
junge Frauen
imVisier stehen.
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Irgendwann hatten die fran-
zösischen Bauern genug – und
blockierten mit Traktoren und
HeuballenmehrereAutobahnen.
Frankreich kämpft bereits seit
Monaten mit einem Ausbruch
der Rinderseuche Lumpy Skin
Disease, kurz LSD. Die Behör-
den gingen rigoros gegen die
Krankheit vor: Sie impften Rin-
derherden, verboten Tiertrans-
porte – und töteten als letztes
Mittel ganze Herden. 3000Tiere
schlachteten die Behörden not-
fallmässig – und brachten die
Bauern gegen sich auf.

Erkrankte Kühe geben we-
niger Milch, Fehlgeburten tre-
ten häufiger auf, und auf der
Haut und an den Eutern wach-
sen grosse Knoten (englisch
«Lumps») – daher der Name.
Für denMenschen ist die Krank-
heit ungefährlich.

Nun zeigt sich: Es gelang den
französischen Behörden nicht,
die Krankheit vollständig un-
ter Kontrolle zu bringen. Das
schweizerische Bundesamt für
Lebensmittelsicherheit und Ve-

terinärwesen (BLV) schreibt auf
Anfrage: «Hinweise aus Frank-
reich zeigen, dass sich das Virus
trotz Massnahmen weiter aus-
breiten konnte.» Sorgen bereiten
dem BLV «einzelne Ausbrüche
in neuen Gebieten, teils ausser-
halb der bekannten Sperrzonen
und in grösserer Distanz zu be-
stehenden Clustern».

Dies deute darauf hin, dass ne-
ben der natürlichenVerbreitung
auch «nicht regelkonformeTier-
bewegungen eine Rolle spielen
könnten». Die Schweizer Beam-
ten vermuten also, dass Bauern
sich nicht an das Transportver-
bot hielten und so dasViruswei-
terverbreiteten. Unkontrollierte
Tiertransporte hätten «höchst-

wahrscheinlich zurAusbreitung
geführt», schreibt auch Michel
Darbellay,Vizedirektor des Bau-
ernverbands (SBV). Übertragen
wird die Krankheit indirekt über
Mücken, Fliegen oder Zecken.

«Hohes Risiko», dass die
Krankheit eingeschleppt wird
Nunwappnet sich die Schweizer
Landwirtschaft für den Kampf
gegen die Krankheit. LetzteWo-
che trafen sich Bauernvertreter,
Kantonsveterinäre undVertreter
des Bundes – und besprachen die
nächstenmöglichen Schritte, um
die hiesige Landwirtschaft vor ei-
nem Ausbruch zu schützen. Im
Raum steht unter anderem ein
Verbot für grenzüberschreitende
Tiertransporte. Dieses soll ver-
hindern, dass die Krankheit im
kommenden Alpsommer in die
Schweiz eingeschleppt wird. Je-
des Jahr werden mehrere Tau-
send Schweizer Tiere zur Söm-
merung auf Weiden in Frank-
reich transportiert, umgekehrt
kommen Rinder aus Frankreich
in die Schweiz. Noch im Febru-

ar will das BLV dazu einen Ent-
scheid treffen. Schweizer Tier-
haltermüssten dann schnell eine
Alternative für den Alpsommer
finden.

Für die Schweizer Land-
wirtschaft steht viel auf dem
Spiel: Sollte die Krankheit in die
Schweiz gelangen, drohen Ex-
portverbote und massive wirt-
schaftliche Schäden für dieVieh-
und Milchwirtschaft.

Das BLV stuft das Risiko ei-
ner Ausbreitung in der Schweiz
als «gross» ein. Angesichts der
Ausbrüche nahe der Schweizer
Grenze bestehe derzeit weiter-
hin «ein hohes Risiko einer Ein-
schleppung», sagt BLV-Spreche-
rin Tiziana Boebner.

Die Behörden setzen weiter-
hin auf eine risikobasierte Stra-
tegiemit Impfpflicht in Grenzre-
gionen sowie Einschränkungen
beim Tier- und Warenverkehr.
Eine flächendeckende Impfung
ist derzeit nicht vorgesehen.

Beim Schweizer Bauernver-
band ist die Sorge gross. «Wir
müssen alles tun, um einenAus-

bruch in der Schweiz zu verhin-
dern», sagt Sprecherin Sandra
Helfenstein. Gravierend wären
die Folgen, insbesondere für den
Export: «Falls die Schweiz den
Status LSD-frei verlierenwürde,
könnte es zu schwerwiegenden
Restriktionen beim Export von
Käse oder tierischen Nebenpro-
dukten kommen.»

Die Verunsicherung bei den
Betrieben sei vor allem nahe der
Grenze gross gewesen. Im Wal-
lis wurden im letzten Jahr meh-
rere Ringkuhkämpfe abgesagt,
um die Verbreitung der Krank-
heit zu verhindern. Die Behör-
den verhängten in vielen Regio-
nen sogenannte Überwachungs-
zonen und liessen Tiere impfen.

Der Bauernverband unter-
stützt den Kurs der Behörden.
«Das aktuelleVorgehen funktio-
niert – sofern sich alle daran hal-
ten», sagt Helfenstein. Entschei-
dend sei, dass Tierhalter Ver-
dachtsfälle sofort meldeten und
Massnahmen strikt umsetzten.

Cyrill Pinto

Rinderkrankheit: «Ein Ausbruch hätte gravierende Folgen»
Seuchenalarm In Frankreich mussten die Behörden wegen der Lumpy Skin Disease Tausende Kühe töten. Die Eindämmung scheiterte.

Quentin Schlapbach

DieZeit drängt fürVerteidigungs-
minister Martin Pfister (Mitte).
Im Lichte der sich verschlech-
terten geopolitischen Lage und
der Bedrohung Russlands sind
alle europäischen Länder der-
zeit daran, ihre Armeen aufzu-
rüsten. Die Auftragsbücher der
Rüstungsunternehmen sind be-
reits voll. Im Vergleich zu sei-
nen europäischenAmtskollegen
kann Pfister finanziell nicht aus
demVollen schöpfen. Schulden-
bremse undBudgetvorgaben set-
zen seiner Einkaufstour enge
Grenzen.

DenDurchbruch soll nun eine
temporäre Erhöhung der Mehr-
wertsteuer um0,8 Prozentpunk-
te bringen, die bereits 2028 in
Kraft treten soll. Noch in diesem
Jahr soll die Vorlage dem Parla-
ment vorgelegtwerden, im Som-
mer 2027 dann auch dem Volk.
Geht Pfisters Kalkül auf, stehen
ihm in den kommenden zehn
Jahren 31Milliarden Franken zu-
sätzlich zur Verfügung, wobei 3
Milliarden für zivile Sicherheits-
behörden wie den Nachrichten-
dienst oder das Bundesamt für
Polizei Fedpol vorgesehen sind.

Diese Redaktion hat beimVer-
teidigungsdepartement gestützt
auf das Öffentlichkeitsgesetz die
Unterlagen angefordert, mit de-
nen Pfister die Steuererhöhung
im Bundesrat begründet hat.
Auch wenn Teile davon ge-
schwärzt sind, lässt sich anhand
der Dokumente nachvollziehen,
weshalb es Pfister so eilig hat.

Luftverteidigung
hat erste Priorität
Die starke Nachfrage hat ge-
mäss demVBS zur Folge, dass die
Preise für Rüstungsgüter jüngst
um bis zu 40 Prozent gestie-
gen sind. Auch die Wartefristen
für Lieferungen hätten sich um
bis zu sechs Jahre verlängert.
Die Schweiz, die keinemMilitär-
bündnis angehöre, habe gegen-

über anderen europäischen Län-
dern einenWettbewerbsnachteil.

Deshalb fordert das VBS eine
volle Kriegskasse: «Die Fähigkeit,
Anzahlungen zu leisten, ist ein
zentraler Hebel zur Verkürzung
von Lieferfristen», schreibt das
Departement in seinem Bericht
an den Bundesrat. Bisher galten
Anzahlungen von einem Drit-
tel des Kaufpreises in der Bran-
che als üblich. Gewisse Länder
sind laut VBS neuerdings aber
sogar dazu bereit, hundert Pro-
zent des Verkaufspreises im Vo-
raus zu zahlen.

Für «prioritär notwendige Be-
schaffungen» will auch Pfisters

Departement neu bis zu zwei
Drittel des Kaufpreises im Vo-
raus bezahlen. Dies, wenn da-
durch «kürzere Lieferfristen oder
tiefere Kosten» resultieren.Auch
sollen Beschaffungen freihändig,
also ohne vorgängiges Bewer-
bungsverfahren, erfolgen,wenn
sie «prioritär für die Stärkung
der Sicherheit und Verteidigung
der Schweiz» sind.

Zusätzliche
Iris-T-Einheiten
Diese neuenRegeln gelten insbe-
sondere für die Drohnenabwehr
und die bodengestützte Luft-
verteidigung, wo die Schweizer

Armee die grössten Sicherheits-
lücken hat. Pfister hat gleich-
zeitig mit der geplanten Mehr-
wertsteuererhöhung ab 2028
angekündigt, dass er auch die
Rüstungskäufe für die Jahre
2026 und 2027 neu priorisie-
renwill. Neben Drohnenabwehr
und Flugabwehrraketen haben
auch Investitionen in die Infor-
matik, in den Cyberschutz und
in die elektromagnetische Auf-
klärung Vorrang.

Bei einer Beschaffung wird
das VBS bereits sehr konkret.
Letzten Sommerwurde bekannt,
dass die Schweiz mit dem deut-
schen Rüstungskonzern Diehl

Defence einenVertrag für dieAb-
nahme von fünf Flugabwehrra-
ketensystemen des Typs Iris-T
SLM unterzeichnet hat. 30 Pro-
zent des Verkaufspreises von
660 Millionen Franken hat das
VBS imHerbst 2025 überwiesen,
die erste Feuereinheit soll Ende
2028 geliefert werden. Nun will
Pfisters Departement bei Diehl
Defence so schnell wie möglich
weitere Feuereinheiten undMu-
nition bestellen.

Das verantwortliche Bundes-
amt fürRüstungArmasuissewill
die Kaufpläne derzeit aber nicht
bestätigen. «Bis Ende März er-
arbeitet das VBS die Vernehm-

lassungsvorlage, zudem laufen
die Vorbereitungen der Armee-
botschaft 2026 und weitere Ar-
beiten zur Priorisierung der Be-
schaffungen und Ausrichtung
auf die wahrscheinlichsten Be-
drohungen», sagt Armasuisse-
Sprecherin Lea Ryf.

76 Prozent lehnen
Steuererhöhung ab
Was Bundesrat Pfister ammeis-
ten Bauchweh bereiten dürfte,
ist die bisher fehlende Rücken-
deckung für seinVorgehen.Auch
wenn er– imGegensatz zu seiner
VorgängerinViolaAmherd – den
Bundesrat von der Notwendig-
keit einer Finanzierungslösung
überzeugen konnte, stösst er im
Parlamentmit seinem Finanzie-
rungsbegehren auf breite Skep-
sis. Die einzige Partei, die ihm
klarUnterstützung zusichert, ist
seine eigene, die Mitte.

Und in der Bevölkerung sieht
es nicht besser aus für den Ver-
teidigungsminister. Eine Um-
frage von Sotomo im Auftrag
des «Blicks» zeigt, dass 76 Pro-
zent der Bevölkerung eineMehr-
wertsteuererhöhung zugunsten
derVerteidigungsausgaben der-
zeit ablehnen.

Raketen gegen Vorkasse
Armee Die Auftragsbücher der Rüstungsfirmen sind voll. Deshalb soll die Schweiz nach demWillen vonMartin Pfister
bis zu zwei Drittel des Kaufpreises von wichtigen Rüstungsgütern vorab zahlen, um auf der Warteliste nach vorne zu kommen.

Martin Pfister – hier am WEF in Davos – will sich für Rüstungskäufe einen grösseren Verhandlungsspielraum geben. Foto: Gian Ehrenzeller (Keystone)

Schweizer Kühe sollen vor der Seuche geschützt werden. Foto: Adrian Moser

Was Bundesrat
Pfister ammeisten
Bauchschmerzen
bereiten dürfte, ist
die bisher fehlende
Rückendeckung
für sein Vorgehen.


